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Betreff

Verfahren zur Aufstellung eines sachlichen Teilflachennutzungsplanes "Windenergie";
hier: 1) Bericht Giber die Ergebnisse der Beteiligungen nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4
Abs. 2 BauGB sowie die landesplanerische Abstimmung nach § 35 Abs. 5
LPIG
2) Beschluss zur erneuten Offenlage

Beratungsfolge

Ausschuss fir Stadtentwicklung 20.06.2017

Beschlussvorschlag

11 Der Ausschuss fir Stadtentwicklung beschlie3t die Hinweise in der
landesplanerischen Abstimmung nach § 34 Abs. 5 LPIG durch entsprechende
Erganzungen der Entwurfsunterlagen der 2. Offenlage zu berlcksichtigen.

1.2 Der Ausschuss flr Stadtentwicklung beschlief3t, im Entwurf zum
Teilflachennutzungsplan ,Windenergie“ die Konzentrationszonen fir Windenergie im
Bereich Steinackerweg / Frauenmaad beizubehalten.

1.3 Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschlief3t, den Bedenken von Anwohnern des
Wohngebietes in der Gemeinde Montferland gegen die Aufstellung des
Teilflachennutzungsplanes Windenergie in allen Teilen und der Forderung auf
Verfahrenseinstellung nicht nachzukommen.

1.4  Der Ausschuss fur Stadtentwicklung nimmt die Stellungnahme der
Naturschutzverbande zur Kenntnis.

1.5 Der Ausschuss fir Stadtentwicklung nimmt die Stellungnahme der Westnetz GmbH
zur Kenntnis.

1.6 Der Ausschuss fir Stadtentwicklung nimmt die Stellungnahme der Unteren
Naturschutzbehdrde zur Kenntnis.

1.7 Der Ausschuss fur Stadtentwicklung nimmt die Stellungnahme der Unteren
Wasserbehorde zur Kenntnis und beschlie3t, den Hinweis auf der Plankarte zum
Grundwasserschutz hinsichtlich der Verbotstatbestande der
Wasserschutzgebietsverordnung zu erganzen.
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1.8

1.9

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschlie3t, die Anregungen der Unteren
Immissionsschutzbehorde in den Umweltbericht aufzunehmen.

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschlief3t, den Entwurf des
Teilflachennutzungsplanes dahingehend zu andern, dass die nérdliche Abgrenzung
der Konzentrationszone 2 im Abstand von 450 m zu dem an den Grenzlibergang der
B 220 angrenzenden Mischgebiet im Bereich der Nachbargemeinde Montferland
festgesetzt wird.

Der Ausschuss flr Stadtentwicklung beschliefl3t den bzgl. der Konzentrationszone 2
veranderten Entwurf des sachlichen Teilflachennutzungsplanes ,Windenergie“ gemaf
§ 5 Abs. 2b) BauGB als Entwurf der erneuten Offenlage und beauftragt die
Verwaltung auf dieser Grundlage eine zweite dffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2
BauGB und Beteiligung der Behérden nach § 4 Abs. 2 BauGB durchzuflihren.
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Sachdarstellung :

Zu 1) Bericht uiber die Ergebnisse der Beteiligungen nach §§ 3 Abs. 2 und 4
Abs. 2 BauGB sowie § 34 Abs. 5 LPIG

Die offentliche Auslegung des Entwurfes zum Teilflachennutzungsplan ,Windenergie® nach §
3 Abs. 2 BauGB und die Behdrdenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB haben in der Zeit vom
22. Juni bis 21. Juli 2016 stattgefunden. Dabei wurden u.a. seitens der Gemeinde
Montferland Bedenken gegen die mangelnde Berilcksichtigung der im Vergleich zu den
sonstigen grenznahen Gewerbebereichen héheren Schutzanspriiche des unmittelbar am
Grenzibergang der B 220 gelegenen Bereiches fur gewerbliche Mischnutzungen (u.a.
Hotelstandort) in der Windkraftplanung vorgetragen. Da die Abwagung dieser Bedenken
absehbar auf eine wesentliche Reduzierung oder gar den Entfall der Konzentrationszone 2
hinauslief, stellte sich die Frage, ob der Teilflachennutzungsplan bei einer solchen
Verkleinerung der Windkraftpotenzialflachen in Hinblick auf die Forderung der Schaffung
substanziellen Raumes fiir die Windkraft keine Verhinderungsplanung darstellt.

Es wurde eine Anfrage an die Bezirksregierung gestellt, wie diese die betreffende
Problematik im Rahmen der Genehmigung des Teilflachennutzungsplanes einschatzt. Deren
Beantwortung lief darauf hinaus, die aus stadtebaulichen Erwagungen festgelegten weichen
Tabukriterien und hier insbesondere die auf der Grundlage des naturfachlichen
MalRnahmenkonzeptes zum Vogelschutzgebiet ,Unterer Niederrhein® festgesetzte weiche
Tabuzone ,,1.000 m-Abstand zum VGS* im Bereich Vrasselt noch einmal auf den Prifstand
zu stellen. Nach weiteren Anfragen an die Untere Landschaftsbehérde und das Landesamt
fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) wurde entsprechend dieser Empfehlung
ein zusatzliches artenschutzrechtliches Gutachten zur méglichen Ausweisung von
Konzentrationszonen fiir Windenergie innerhalb des betreffenden 1.000 m-Abstandes in
Auftrag gegeben. Dies auch vor dem Hintergrund, dass von der betreffenden weichen
Tabuzone bestehende Windkraftanlagenstandorte erfasst werden, fir die sich nach dem
bisherigen TFNP-Entwurf zuklnftig keine Repoweringmdglichkeiten ergeben. Das seit Mai
2017 vorliegende Gutachten prognostiziert im Fall der Einrichtung von Konzentrationszonen
in einem Abstand zwischen 300 m und 1000 m zum Vogelschutzgebiet negative
Auswirkungen auf die Bestande der wertgebenden Vogelarten des VGS ,Unterer
Niederrhein® und formuliert erhebliche Bedenken im Sinne der Vogelschutzrichtlinie gegen
eine solche Planungsabsicht.

Zur Abwagung der Bedenken der Gemeinde Montferland wird insofern eine Anderung der
Abgrenzung der Konzentrationszone 2 vorgenommen werden mussen, ohne einen Ersatz fur
den entfallenden Teil dieser Vorrangzone anbieten zu kdnnen. In Hinblick auf die im
Vergleich zur StadtgebietsgroRe ohnehin nur geringen Potenzialflachen fur Windkraftnutzung
muss besonders begriindet werden, dass die Stadt Emmerich am Rhein im Rahmen ihrer
Méglichkeiten substanziell ausreichende Flachen fir Windkraft zur Verfiigung stellt.

Die betreffende Plananderung nach Offenlage bedingt die Durchfiihrung einer erneuten
Offenlage und Behdrdenbeteiligung. Daher muss vor diesem Verfahrensschritt auch ein
Beschluss durch den Ausschuss fur Stadtentwicklung herbeigefiihrt werden, wie mit den zum
Entwurf der ersten Offenlage eingegangenen Stellungnahmen verfahren werden soll. Die
Berticksichtigung einiger vorgetragener Anregungen schlagt sich dabei in Anderungen und
Erganzungen des Potentialflachenkonzeptes und der Begriindung nieder.

Die betreffenden Anregungen und Bedenken sind den beigefligten Stellungnahmen aus der
Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB und der Behdrdenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB
sowie aus der landesplanerischen Abstimmung nach § 34 Abs. 5 Landesplanungsgesetz zu
entnehmen. Sie sind hierin mit Bezifferungen versehen, die auf die entsprechenden
Ausfuhrungen der Verwaltung und die Beschlussempfehlungen dieser Vorlage hinweisen.
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Inhaltlich gleiche Anregungen und Bedenken verschiedener Stellungnahmen werden dabei
zusammengefasst.

Stellungnahmen aus der landesplanerischen Abstimmung (§ 34 Abs. 5 LPIG)

1.1 Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung gemaR § 34 Abs.
5 Landesplanungsgesetz (LPIG), Stellungnahme der Bezirksregierung
Dusseldorf vom 18.08.2016

Die Landesplanungsbehdrde teilt mit, dass zum Entwurf des Teilflachennutzungsplanes
keine landesplanerischen Bedenken bestehen.

Unter Einbeziehung der betroffenen Fachdezernate wird in der Stellungnahme der
Bezirksregierung jedoch zusatzlich auf Aspekte, die in den Verfahren der nachfolgenden
Anlagengenehmigungen zu berucksichtigen sind, hingewiesen. Darlber hinaus werden in
Hinblick auf das spatere Genehmigungsverfahren nach § 6 BauGB diverse kleinere
Unstimmigkeiten und Erganzungsbedarfe in den Ausflihrungen des
Potenzialflachenkonzeptes und in der Begrindung aufgedeckt, die im Rahmen der
Vorbereitung des Planentwurfes der zweiten Offenlage bereinigt werden sollen. Hierbei
handelt es sich um

a) die textliche Anpassung an den aktuellen Entwurf des Regionalplanes Diisseldorf
(derzeitiger Entwurfsstand Mai 2017 vor Durchfihrung des Erérterungsverfahrens),

b) die Einflhrung einer einheitlichen Referenzanlage (Hohe, Rotordurchmesser,
Schallemissionen) zur Festlegung der weichen Tabukriterien im
Potenzialflachenkonzept,

c) die Erganzung der Erlauterungen zur Abgrenzung der Konzentrationszonen in Bezug
auf die Abweichungen von den Potenzialflachen im Flachenkonzept,

d) die Erganzung der Beurteilung der Potenzialflache mit den bestehenden Anlagen
sudlich der Autobahn,

e) eine Korrektur von Flachenangaben der Potenzialflachen,

f) eine Erganzung und Anpassung der Hinweise auf der Planurkunde.

Stellungnahme der Verwaltung:

Samtliche Hinweise und Empfehlungen werden vor Durchfliihrung der Offenlage in die
Textteile des Potenzialflachenkonzeptes und der Begriindung aufgenommen.

Stellungnahmen aus der Offenlage (§ 3 Abs. 2 BauGB)

1.2 Bedenken von Anwohnern am Steinackerweg gegen die Ausweisung von
Konzentrationszonen fir Windenergie im Hetterbogen

Die Eigentumer eines unter Denkmalschutz stehenden ehemaligen Bauernhauses am
Steinackerweg, welches z.T. in ein Ferienhaus fur gréRere Gruppen umgewandelt wurde,
erheben Bedenken gegen die Errichtung von Windkraftlagen in ihnrem Nachbarbereich
Steinackerweg / Frauenmaad. Sie machen geltend, dass sie bereits umfanglichen
Larmmissionen durch Autobahn, BundeswehrschieRanlage und die Auf3enaktivitaten im
Zusammenhang mit dem Feuerwerkslager im ehemaligen Munitionsdepot ausgesetzt sind.
Im Falle einer Errichtung von WEA in der Nachbarschaft befiirchten sie in Uberlagerung aller
Gerauschemissionen eine unzulassige Beeintrachtigung durch Larmbelastung.
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Des Weiteren bemangeln sie eine Wandlung des bisherigen Landwirtschaftsbereiches in ein
Industriegebiet zu Lasten der Aufenthaltsqualitat in dem von ihnen betriebenen Ferienhaus
und beflrchten, dass dieser Einrichtung hierdurch keine Zukunft mehr gegeben ist.

Ferner weisen sie auf ihren Einspruch gegen die nahe der Bundesgrenze auf
niederldndischem Gebiet projektierten Windkraftanlagen hin und beanstanden, dass die
Stadt Emmerich am Rhein nunmehr gegen ihren urspringlich ebenfalls gegen diese
Windkraftanlagen gerichteten Einspruch handle.

Stellungnahme der Verwaltung:

Ein allgemeines Wohnen und eine wohnahnliche Ferienhausnutzung, wie von den Petenten
nach Aufgabe einer vormals privilegierten Nutzung ausgeubt, gehért nicht zu den
privilegierten Nutzungen im AufRenbereich. Daher missen die Eigentimer die Auswirkungen
der im AulRenbereich nach § 35 Abs. 1 BauGB privilegierten Nutzungen wie z.B.
Windkraftanlagen dulden, soweit hierdurch nicht flr sie unzulassige Beeintrachtigungen
hervorgerufen werden. Dies ware dann der Fall, wenn ein gesundes Wohnen nicht mehr
gewahrleistet ware.

In Hinblick auf die zulassigen Schallimmissionen setzen einschlagige Richtwerte die
Grenzen dessen, was zumutbar ist. Der hierdurch definierte Schutzanspruch fir Wohnen im
Aulenbereich bemisst sich nach den Larmrichtwerten fir Mischgebiete. Nach TA Larm sind
dabei an den Immissionspunkten im Auf3enbereich fir die Betriebsgerausche von Anlagen
ein Tagesrichtwert von bis zu 60 dB(A) und ein Nachrichtwert von bis zu 45 dB(A) zulassig.
Es sind bereits Genehmigungsplanungen fir die Errichtung von Windkraftanlagen im
betroffenen Bereich in Vorbereitung. Dem Verlauten nach wird der Betrieb der geplanten
Anlagen gemalR den hierzu erstellten Schallprognosen den Schutzanspruch der
benachbarten AulRenbereichswohnnutzungen auch bei den bestehenden Vorbelastungen
einhalten kdénnen. Ggf. ist dabei eine zeitweise Drosselung festzusetzen. Insofern sind die
gewahlten Konzentrationszonenflachen durchaus als Potenzialflachen fir Windkraft zu
erachten.

Auf eine unveranderte Beibehaltung der Gebietskulisse eines landwirtschaftlichen Frei-
bereiches kann ein Anspruch nicht geltend gemacht werden. Das Ortsbild hat sich im
Ubrigen im betroffenen Bereich in Blickrichtung Niederlande durch die vor kurzem
eingeleitete Ausdehnung des Gewerbegebiets der niederlandischen Nachbargemeinde
Montferland mit hohen Gewerbehallen Iangs der Bundesgrenze bereits erheblich verandert.
Dazu tragen auch die im vergangenen Jahr grenznah entstandenen 6 Windkraftanlagen in

den niederlandischen Gemeinden Montferland und Oude IJsselstreek bei.

Die Errichtung der genannten linienférmig angeordneten Windrader in den Niederlanden
pragt das Landschaftsbild als raumbedeutsames Vorhaben weit Gber den seitens der Stadt
Emmerich am Rhein vorgesehen Windkrafteignungsbereich hinaus. Infolge dieser
Vorpragung eignet sich das Gebiet des westlichen Hetterbogens innerhalb des Stadtgeflges
umso mehr fur eine Konzentrierung von WEA mit der Zielsetzung einer planungsrechtlichen
Anlagensteuerung, um dadurch andere Stadtbereiche von WEA freizuhalten. Die
seinerzeitige Ablehnung der niederlandischen Anlagen durch die Stadt Emmerich am Rhein
grundete sich auf den Ergebnissen der landesplanerischen Abstimmung eines geplanten
Windparks im betroffenen westlichen Hetterbogen Ende der 1990er Jahre. Die damalige
Investorenplanung ist deshalb nicht zustande gekommen, weil infolge der Darstellung im
Gebietsentwicklungsplan als Bereich fir den Schutz der Landschaft und
landschaftsorientierte Erholung (BSLE) die landesplanerische Zustimmung versagt wurde.
Da die Stadt Emmerich am Rhein diese mit einem hohen Stellenwert versehenen
landesplanerischen Ziele durch die niederlandische Anlagenplanung unmittelbar hinter der
Grenze als konterkariert erachtete, sah sie sich dazu veranlasst, eine entsprechend negative
Stellungnahme zur der betreffenden Planung abzugeben. Diese wurde von den
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niederlandischen Planungstragern weggewogen. Ein Klageweg wurde stadtischerseits nicht
eingeschlagen.

Mit der nicht mehr anfechtbaren niederlandischen Bauleitplanung und der Realisierung der
niederlandischen Anlagen als Vorpragung haben sich die Beurteilungsgrundlagen fur die
Windkraftplanung im betroffenen Bereich gewandelt. Im zukilinftigen Regionalplan werden
die im Hetterbogen vorgesehenen Windkraftkonzentrationszonen weiterhin als BSLE
dargestellt. Diese Darstellung zielt aber nicht auf eine Landschaftsbilderhaltung sondern
vielmehr auf eine Biotopvernetzung als Verbindung zwischen den geschiitzten
Landschaftsteilen ab. Die im Rahmen der Aufstellung des Teilflachennutzungsplanes
erstellten Untersuchungen zum Artenschutz liefern keinen Anhaltspunkt fir eine erhebliche
Beeintrachtigung des Vogelflugs im Falle einer Errichtung zusatzlicher Windkraftanlagen im
betroffenen Bereich, da sich die Hauptkorridore aufderhalb befinden.

Da eine landesplanerische Abstimmung der stadtischen Windkraftplanung mit den Zielen der
Raumordnung stattgefunden hat und hierin seitens der Landesplanungsbehérde die
damaligen Bedenken gegen den Windpark nicht mehr vorgetragen werden, soll den
Bedenken der Petenten nicht in der Form gefolgt werden, dass die betroffenen
Konzentrationszonen in der weiteren Planung aufgegeben wirden.

1.3 Bedenken von Anwohnern im Wohngebiet von ‘s-Heerenberg gegen
Aufstellung des Teilflachennutzungsplanes Windenergie

Anwaltlich vertreten erheben einige Bewohner des im Bereich der niederlandischen
Nachbargemeinde Montferland angesiedelten Wohngebietes um die StralRe ,Slagboom® am
alten Grenzibergang nach ‘s-Heerenberg Bedenken gegen die Aufstellung des
Teilflachennutzungsplanes. Sie machen geltend, dass ihr Gebiet ein Reines Wohngebiet
(WR) im Sinne des § 3 BauNVO darstelle. Die betriebene Flachennutzungsplanaufstellung
berlcksichtige ihren Schutzanspruch ebenso wenig, wie sie auch weitere erhebliche Mangel
aufweise. Daher fordern sie die ersatzlose Einstellung des Verfahrens.

Stellungnahme der Verwaltung:

Den Bedenken soll in FortfUhrung des Planverfahrens nicht entsprochen werden. Es wird
daher davon ausgegangen, dass die Petenten ihre Bedenken auch in der zweiten Offenlage
aufrecht erhalten werden. lhre abschliefende Abwagung erfolgt durch den Rat im Rahmen
des Feststellungsbeschlusses.

Die vorgetragenen Bedenken richten sich gegen

a) die zusatzlichen Larmimmissionen bei der schon bestehenden Vorbelastungen des
Wohngebietes

b) die Nichtbertcksichtigung tiefenfrequenten Schalls aus dem Betrieb von WEAs

c) den fehlenden Larmminderungsplan wegen der naheliegenden Bundesautobahn und
den Larmimmissionen aus dem angrenzenden Gewerbebereich

d) das Fehlen einer UVP

e) die Unfallgefahren bei einem Anlagenabstand von unter 700 m

f) unzureichende artenschutzrechtliche Erhebungen zu Mausebussard und
Fledermausen.

Auf der Ebene der Flachennutzungsplanung liegen noch keine konkreten Planungen zu den
Standorten und Grofien der zukunftigen Windkraftanlagen innerhalb der vorgesehenen
Vorzugsbereichen vor. Die Bedenken beziehen sich daher teilweise auf Aspekte, die erst im
Rahmen der nachfolgenden Genehmigungsplanung erdrtert werden kénnen.

Zu den vorgetragenen Grunden der Ablehnung wird wie folgt Stellung genommen:
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Zu a)

Nach den eingangigen planungsrechtlichen Grundsatzen des BauGB ist das betroffene
Wohngebiet aus deutscher Sicht wegen Nichteinhaltung des Trennungsgrundsatzes bei
seiner Entwicklung unmittelbar angrenzend an ein bestehendes Gewerbegebiet sowie den
bereits vor Entwicklung des Gebietes vorhandenen Einwirkungen aus den Verkehren auf der
Autobahn und der B 220 nicht als WR-Gebiet einzustufen. Tatsachlich ist dem betroffenen
Gebiet im Rahmen der zitierten gerichtlichen Anfechtung des Nachtbetriebes der
nachstgelegenen Windkraftanlage, die aulerhalb der bestehenden wie auch der zukiinftigen
Konzentrationszonen liegt, nicht der Larmrichtwert von 35 dB(A) fir WR zugesprochen
worden sondern ein Mittelwert zwischen WR und WA von 37 dB(A) fur die Larmimmissionen
aus dem Anlagenbetrieb am Immissionspunkt, dem Grundstiick des Klagers. In der
Stellungnahme wird selbst auf entsprechende Vorbelastungen hingewiesen, die nicht nur
aus den WEA in der Umgebung herrihren, was auch im Rahmen der Schallprognose (siehe
Pkt. 1.9) bestatigt wird. Die aufgrund der vorgetragenen Bedenken der Gemeinde
Montferland erstellte Schallprognose zur Untersuchung der Moglichkeit der Windkraftnutzung
im Bereich einer verkleinerten Konzentrationszone 2 gelangt zu dem Ergebnis, dass die
Gesamtlarmbelastung im betroffenen Gebiet bei Errichtung einer fiktiven WEA der
Megawatt-Klasse durch deren Zusatzbelastung nur geringfiigig um max. 0,1 dB(A)
zunehmen wiirde. Von daher wird davon ausgegangen, dass innerhalb der betreffenden
Konzentrationszone die Errichtung von WEA zulassig sein wird.

Zu b)

Nach Auskunft der Unteren Immissionsschutzbehdrde stellt sich die Frage von
Infraschalleinwirkungen auf das Wohngebiet wegen der Abstande der geplanten
Konzentrationszonen zum Wohngebiet nicht. Nach dem heutigen Stand der Technik bewirkt
die Luftschallddmpfung, dass ab einer Entfernung von 300 m, spatestens aber ab 500 m kein
tiefenfrequenter Schall mehr einwirkt. Der Mindestabstand der Konzentrationszone 1 stidlich
der Autobahn zum Wohngebiet betragt uber 800 m, der der Konzentrationszone 2 unter
Anwendung des weichen Tabukriteriums ,Abstand zu Wohnsiedlungsbereichen“ 600 m.
Insofern ist davon auszugehen, dass die Errichtung zukinftiger WEA innerhalb der
Konzentrationszonen hinsichtlich des Infraschalls keine unzulassigen Beeintrachtigungen auf
das betroffene Wohngebiet entfalten wird.

Zu c)

Es trifft zu, dass eine Larmminderungsplanung zu den Verkehrsgerauschen der
Bundesautobahn noch nicht vorliegt. Allerdings ist festzustellen, dass das Wohngebiet auf
niederlandischer Seite entwickelt wurde, ohne die zuvor bereits bestehenden
Larmbelastungen auf das Gebiet aus dem Verkehrsaufkommen auf der Bundesautobahn
sowie der B 220 durch abschottende LarmschutzmalRnahmen abzufangen. Den
Planungsabsichten der Stadt Emmerich daruber hinaus entgegenzuhalten, dass fur ein in
den Niederlanden gelegenes Wohngebiet fir die Larmimmissionen aus dem angrenzenden
niederlandischen Gewerbegebiet kein Larmminderungsplan vorliegt, Gberschreitet sicherlich
die Regelungskompetenzen der Stadt.

Es ist anzuzweifeln, dass die Zulassigkeit von Windkraftanlagen in der anstehenden
Einzelfallbetrachtung der nachfolgenden Vorhabengenehmigungsverfahren infolge fehlender
Larmminderungsplanung bei einem ansonsten gefuhrten Vertraglichkeitsnachweis in Bezug
auf die Larmimmissionen in das Gebiet zu verneinen ware.

Zu d)

Die Aufstellung des Teilflachennutzungsplanes erfolgt nicht auf der Grundlage einer
konkreten Vorhabentragerplanung, bei der sowohl sdmtliche Standorte als auch die
Anlagentypen innerhalb aller geplanten Konzentrationszonendarstellungen bestimmt sind.
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Daher kann auf dieser Planungsebene keine UVP erstellt werden. Es wird auch keine
verbindliche Bauleitplanung durch die Aufstellung entsprechender Bebauungsplane
betrieben.

Die Stadt will planerisch lediglich steuernd agieren, indem sie ihrer Verpflichtung zur
Unterstutzung einer nachhaltigen Energieversorgung durch eine Konzentration der Anlagen
in einem ohnehin vorbelasteten Freiraum vorsieht, um andere unbelastete Bereiche
freizuhalten. Zufalligerweise handelt es sich hierbei auch noch um den infolge umfanglicher
naturschutzrechtlicher Restriktionen einzig moéglichen Eignungsbereich innerhalb des
Stadtgefliges.

Wie die Untere Immissionsschutzbehérde im Rahmen der Behérdenbeteiligung hingewiesen
hat, wird sich voraussichtlich sukzessiv mit der Errichtung weiterer Windkraftanlagen im
Bereich der Windkraftzonen das Erfordernis zur Durchfiihrung einer grenziiberschreitenden
UVP verstarken, da sich irgendwann infolge des raumlichen Zusammenhangs mit den im
Gebiet der niederlandischen Nachbargemeinde Oude ljsselstreek geplanten, bzw. in
Entstehung begriffenen WEA eine Windfarm im Sinne des UVPG ergeben kdnnte. Die
Durchfuihrung der UVP obliegt den Vorhabentragern.

Zu e)

Der geforderte Mindestabstand von 700 m zum niederlandischen Wohngebiet wird allenfalls
im sudwestlichen Bereich der Konzentrationszone 2 noérdlich der Autobahn unterschritten.
Hier konnte jedoch infolge der geringen Ausdehnung des Zonenbereiches unter Einhaltung
der Forderung, dass WEA planungsrechtlich nur dann zuldssig sind, wenn die Gesamtanlage
einschliellich der Rotoruberdeckungsflache innerhalb der Konzentrationszone liegt, in etwas
mehr als 600 m Abstand nur eine kleinere Anlage errichtet werden, von der das in der
Stellungnahme geschilderte Unfallrisikoszenario grof3er Anlagen nicht ausgeht. Ansonsten
bereitet der Teilflachennutzungsplan nur Anlagenstandorte vor, die das geforderte
Abstandsmal zum Wohngebiet einhalten.

Zu )

Im Rahmen der Behdrdenbeteiligung gab es sowohl seitens der fur den Artenschutz
zustandigen Fachbehdrden als auch seitens der Naturschutzverbande keine
Beanstandungen zu den vorgelegten artenschutzrechtlichen Erhebungen und
Schlussfolgerungen. Daher ergibt sich zum Zeitpunkt dieses Verfahrensschrittes fur die Stadt
als Planungstrager kein an Anlass, die durchgeflhrten Artenschutzprifungen auch auf die
benannten beiden Arten hin als unzureichend betrachten zu mussen.

Stellungnahmen aus der Behordenbeteiligung (§ 4 Abs. 2 BauGB)

14  Gemeinsame Stellungnahme des Naturschutzbundes Deutschland,
Landesverband NRW e.V. und des Bundes fiir Umwelt und Naturschutz,
Landesverband NRW e.V. Schreiben vom 30.06.2016

Die Untere Immissionsschutzbehdrde hat im Rahmen der frihzeitigen Behdrdenbeteiligung
darauf hingewiesen, dass bei der rdumlichen Anordnung der Konzentrationszonen mit den
hierin entstehenden Anlagen infolge der geringen Abstande zu den im Gebiet der
niederlandischen Nachbargemeinde Oude lJsselstreek geplanten, bzw. entstandenen WEA
eine gemeinsame Windfarm im Sinne des UVPG mit der Verpflichtung der Durchfihrung
einer grenziberschreitenden UVP entstehen konnte. Die Naturschutzverbdnde NABU und
BUND schlieRen sich dieser Stellungnahme an und weisen darauf hin, dass mit Entstehung
der grenziberschreitenden Windfarm eine UVP erforderlich wird.
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Stellungnahme der Verwaltung:

Die Frage der Blundelung der zukiinftigen WEA in den zusatzlichen Konzentrationszonen mit
den bestehenden Anlagen im Stadtgebiet sowie den in den Niederlanden errichteten
Anlagen nordwestlich der Ortschaft Netterden sowie den geplanten Anlagen dstlich der
Ortschaft Netterden zu einer gemeinsamen Windfarm im Sinne der Nr. 1.6.1 der Liste UVP-
pflichtiger Vorhaben (Anlage 1 zum UVPG) kann nicht auf der Ebene des FNP sondern erst
bei Kenntnis der konkreten Anlagenstandorte und der technischen Auspragung der Anlagen
beantwortet werden. Daher ist diese Angelegenheit sukzessive im Zuge der
Genehmigungsplanungen zu prifen. Die Prifungs- und Durchflihnrungspflicht obliegt dem
jeweiligen Antragsteller.

Die UVP-Pflicht tritt mit der 20. Anlage innerhalb einer gemeinsamen Windfarm ein, zuvor ist
eine allgemeine Vorprifung des Einzelfalls (6 bis 19 Anlagen) bzw. eine standortbezogene
Einzelfallprufung (3 bis 5 Anlagen) durchzufuhren. Aktuell bestehen im Raum zwischen der
B 220 und der dstlichen Ortslage von Netterden 4 Anlagen auf Emmericher Seite und 6
Anlagen auf niederlandischer Seite. Diese haben einen Mindestabstand zueinander von 2,8
km und bilden insofern noch keinen einheitlichen Windpark. Die Planung der &stlich des
Ortsbereiches von Netterden vorgesehen 9 Anlagen wird derzeit noch gerichtlich
angefochten.

Die seinerzeitige Stellungnahme der Unteren Immissionsschutzbehdrde ist als Hinweis und
nicht als Forderung im Rahmen des FNP-Verfahrens zu verstehen.

1.5  Stellungnahme der Westnetz GmbH, Schreiben vom 05.07.2016

Die Westnetz GmbH weist darauf hin, dass sich die Norm flir die Beurteilung der Abstande
zwischen Windkraftanlagen und Hochspannungsleitungen geédndert hat und die im Rahmen
der friihzeitigen Behdrdenbeteiligung ihrerseits abgegebene Stellungnahme damit hinfallig
ist.

In der neuen Stellungnahme betreffend die vorhandene 110-kV-Leitung im Emmericher
Stadtgebiet wird der Mindestabstand zwischen dem &ulReren Leiterseil der
Hochspannungsleitung bis 110 kV und der Turmachse der Windkraftanlage benannt. Dieser
folgt dem Grundsatz, dass zu keiner Zeit beim Bau und beim Betrieb die Anlage Anlagenteil
in den Schutzstreifen einer Freileitung hineinragen durfen. Dartber hinaus gilt weiterhin der
Prufbedarf zu méglichen Schwingungen der Leitungsseile durch die von den Rotorblattern
verursachten Windstromungen.

Stellungnahme der Verwaltung:

Der Mindestabstand zwischen Windkraftanlage und Hochspannungsleitung ist festgesetzt
mit 72 Rotordurchmesser + spannungsabhangiger Sicherheitsabstand (20 m bei bis zu 110
kV) + Arbeitsraum fur den Montagekran (entfallt, wenn Kranstellflache und Montageflache
auf der der Freileitung abgewandten Seite der WEA liegen). Die von den Windkraftbetreibern
im Hetterbogen geplanten Anlagen weisen Rotordurchmesser von 126 m auf. Bei Aufstellung
des Montagekrans auf der leitungsabgewandten Seite kdme somit ein Mindestabstand von
83 zustande. Dies entspricht in etwa dem als weiches Tabukriterium festgesetzten Abstand
von 80 m.

Es gilt weiterhin, dass von der Aufstellung des Teilflachennutzungsplanes nur der Abschnitt
der 110-kV-Freileitung nordlich des Helenenbusches zwischen ‘s-Heerenberger Stral’e und
Speelberger Stralle etwaig berihrt ist. Nordlich hiervon erstreckt sich die bestehende und
zukunftig weiterhin auszuweisende Konzentrationszone 1, innerhalb derer drei WEA
verwirklicht wurden. Die Anlagen weisen einen Abstand gemessen vom auf3eren Rand ihrer
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jeweiligen Rotorliberdeckungsflache zum aul3eren Seil der Hochspannungsleitung zwischen
540 m und 640 m auf. Die derzeitigen Rotordurchmesser umfassen 77 m bzw. 114 m.

Die zukuinftige Abgrenzung der Konzentrationszone bei Uberfiinrung in den
Teilflachennutzungsplan orientiert sich an den momentanen Rotorliiberdeckungsflachen der
beiden ostlichen WEA. Ein wesentliches Heranrlicken neuer WEA in dieser
Konzentrationszone an die Freileitung wird daher zuklnftig nicht méglich sein. Bei dem
vorhandenen Mindestabstand zwischen der Grenze der Konzentrationszone und der
Freileitung von 480 m ware eine Auswirkung bzgl. Schwingungen durch den Betrieb einer
Windkraftanlage dann zu befirchten, wenn diese einen Rotordurchmesser von mehr als 160
m aufweisen wirde. Da die Breite der Konzentrationszonenfestsetzung aber nur 135 m
betragt, ist die Errichtung einer WEA mit einem Rotordurchmesser von mehr als 135 m an
dieser Stelle zukunftig gar nicht zulassig. Bei den bestehenden Abstanden finden
Schwingungsauswirkungen auf die Freileitung einerseits durch den Betrieb der bestehenden
WEA in der Konzentrationszone 1 nicht statt und sind andererseits auch im Fall des
Austausches durch Errichtung neuer Anlagen zukiinftig nicht zu beflrchten.

Der Leitungsbetreiber ist im Fall einer Genehmigungsplanung fur einen Anlagenaustausch
zur Neuerrichtung zu beteiligen.

1.6  Stellungnahme des Kreises Kleve als Untere Landschaftsbehorde, Schreiben
vom 18.07.2016

Die Untere Landschaftsbehoérde (jetzt Untere Naturschutzbehérde) erhebt weiterhin keine
Bedenken gegen die stadtischen Planungsabsichten zur Windkraftsteuerung. Sie weist
darauf hin, dass im Rahmen der jeweiligen Anlagengenehmigungsverfahren zusatzlich
standortbezogene Erfassungen und Konfliktanalysen durchzuflhren sind sowie die
Festsetzung von CEF-MalRnahmen fir WEA-empfindliche Vogelarten sowie ein
Risikomanagement fir Fledermause zu erfolgen haben.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Im Zuge der Untersuchungen zum Artenschutz wurde ein Vorkommen von 64 Brutvogelarten
und 11 Fledermausarten innerhalb des Gesamtuntersuchungsraums Hetterbogen
festgestellt.

Mit dem Kiebitz wurde eine WEA-empfindliche Brutvogelart im Wirkbereich der
Konzentrationszonen ermittelt. Zur Kompensation des Eingriffes in den Lebensraum dieser
Végel werden in der Artenschutzprifung CEF-MalRnahmen genannt, die im Zuge der
Genehmigungsplanung zu realisieren sind. Hierbei handelt es sich um MaRhahmen zur
Pflege und Entwicklung von Habitaten fir den Kiebitz im Grinland oder im Acker in
raumlicher Zuordnung zu den Eingriffsbereichen in einer GréRenordnung von insgesamt 6,3
ha.

Far die kollisionsgefahrdeten Fledermause sind laut ASP als VermeidungsmafRnahme
Abschaltzeitrdume zwischen dem 1. April und dem 31. Oktober festzusetzen und nach
Errichtung der Anlagen ein 2-jahriges Gondelmonitoring (Uberpriifung der
Fledermausaktivitaten in Gondelhdhe mit evtl. Anpassung der Abschaltzeiten)
durchzufihren.

Unter Beachtung dieser CEF- und VermeidungsmafRnahmen kénnen laut Gutachter die
Verbotstatbestande des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden.
Artenschutzrechtliche Belange stehen somit einer WEA-Nutzung an dieser Stelle nicht
entgegen.
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Die Festsetzung der genannten MaRnahmen ist im Rahmen der Genehmigungsplanungen
vorzunehmen. lhre Durchfiihrung obliegt den Vorhabentragern. Die Obere
Naturschutzbehdrde weist auf die Verpflichtung hin, dass der Erfolg der CEF-MalRnahmen
vor Errichtung der WEAs nachzuweisen ist und insofern deutliche zeitliche Verzégerungen
bei deren Genehmigung und Errichtung zu erwarten sind.

1.7 Stellungnahme des Kreises Kleve als Untere Wasserbehdrde, Schreiben vom
18.07.2016

Die Untere Wasserbehdrde wiederholt in ihrer Stellungnahme den Hinweis auf die Lage der
Konzentrationszonen 1 und 2 innerhalb der Wasserschutzzone llla sowie die Lage der
Konzentrationszone 3 innerhalb der Wasserschutzzone IlIb zur Wasserschutzgebiets-
verordnung ,Emmerich-Helenenbusch®. In der Zone llla ist die Verwendung
wassergefahrdender Stoffe der Wassergefahrdungsklassen 2 und 3 verboten.
Demgegenuber verbleiben aber beim Betrieb von Windkraftanlagen auch unter
Berucksichtigung anlagenbezogener Anforderungen zum Grundwasserschutz i.d.R. nicht
verzichtbare wassergefahrdende Betriebsstoffe in relativ erheblichen Mengen. Des Weiteren
kénnen Gefahrdungen des Schutzgutes Trinkwasser durch Unterhaltungsmalinahmen sowie
wahrend der Bau- oder Rickbauphase auftreten.

Die Untere Wasserbehdrde befirchtet daher mogliche nachteilige Auswirkungen durch die
Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen auf das Grundwasser und erachtet diese,
soweit sie der Wasserschutzgebietsverordnung entgegenstehen als bedenklich.

Stellungnahme der Verwaltung:

Der Windenergieerlass 2015 enthalt zum Thema Wasserschutzgebiet folgende
Erlauterungen:

Die Zone Il bietet Schutz vor schwer abbaubaren Verunreinigungen im grof8rdumigen
Umfeld der Wassergewinnungsanlage und soll in etwa das unterirdische
Einzugsgebiet der Gewinnungsanlage erfassen. Bei Windenergieanlagen stellt vor
allem das Fundament einen dauerhaften Eingriff in die Schutzfunktion der
Deckschichten dar (Bodenverdichtung, préferentielle FlieBwege, Versiegelung). Die
Grundwasserneubildung, das heil3t die Menge und Qualitét des Sickerwassers und
die FlieBwege kénnen abhdngig von der Art und Grée des Fundaments dauerhaft
beeinflusst werden.

Auch die Errichtung, der Betrieb und der Riickbau haben Auswirkungen. So kann es
beim Einbau zu direkten Stoffeintrdgen von wassergefdhrdenden Stoffen aus der
Baustelle selbst, sowie zu Tribung und erhéhtem Eintragsrisiko fiir Keim- und
Schadstoffbelastungen infolge der Baugrubenéffnung und -verfiillung kommen.
AuBerdem wird der Boden durch Wege und die schweren Baufahrzeuge verdichtet
und seine Schutzfunktion beschédigt.

Beim Betrieb der Anlage kann es zur dauerhaften Auslaugung und Freisetzung von
Stoffen aus den ober- und unterirdischen Anlagenteilen (Maschinendle,
Hydraulikfliissigkeiten, Biozide, Korrosionsschutzmittel; Beschichtungsmittel)
kommen.

Hieraus kann gefolgert werden, dass die Standortwahl innerhalb einer Wasserschutzzone IlI
nicht von vornherein ausgeschlossen ist, die Errichtung von WEA jedoch an
Einschrankungen aus der Wasserschutzgebietsverordnung gebunden ist. Daher ist die WSZ
[l grundsatzlich nicht als harte Tabuzone einzuordnen. Fir die Errichtung und den Betrieb
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von WEA sind insofern erweiterte technische Anforderungen, hier insbesondere der Verzicht
auf die Verwendung der Betriebsstoffe der Wassergefahrdungsklassen 2 und 3 zu erfillen.
Die Einhaltung der Verbotsvorschriften der Wasserschutzgebietsverordnung ist im Zuge der
nachfolgenden Genehmigungsplanung seitens der zu beteiligenden Fachbehdrden
durchzusetzen.

Zur Information Uber die fur WEA relevanten Verbotstatbestande der
Wasserschutzgebietsverordnung in den in der Wasserschutzgebietszone 1l a gelegenen
Konzentrationszonenbereiche wird der betreffende Hinweis auf der Plankarte des
Teilflachennutzungsplanes entsprechend erganzt.

1.8  Stellungnahme des Kreises Kleve als Untere Immissionsschutzbehorde,
Schreiben vom 19.07.2016

Im Rahmen der landesplanerischen Abstimmung nach § 34 Abs. 5 Landesplanungsgesetz
hat die Untere Immissionsschutzbehérde eine Stellungnahme gegenuber der
Bezirksregierung abgegeben. Hierin werden keine grundsétzlichen Bedenken gegen die
Planungsabsichten im Teilflachennutzungsplan vorgetragen, es werden jedoch Anregungen
zur Umformulierung der Ausflihrungen im Umweltbericht zu den Auswirkungen von Larm und
Schattenwurf gegeben. Daruber hinaus wird auf die absehbare Anlagenentwicklung von
WEA hin zu gréReren Rotordurchmessern in Bezug auf die Festsetzung der weichen
Tabuzone zu Freiluftleitungen hingewiesen. Des Weiteren wird das bereits in der friihzeitigen
Behordenbeteiligung benannte Erfordernis zur Durchflihrung einer grenziberschreitenden
UVP wiederholt, welches sich bei Entstehen einer Windfarm im Sinne des UVPG durch
Errichtung weiterer WEA in den geplanten Konzentrationszonen infolge des raumlichen
Zusammenhangs mit den im Gebiet der niederlandischen Nachbargemeinde Oude
IJsselstreek geplanten, bzw. in Entstehung begriffenen WEA ergeben kénnte.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Anregungen bzgl. der Umformulierungen im Umweltbericht werden durch entsprechende
Erganzungen aufgenommen.

Bei der vorgesehenen Abgrenzung der Konzentrationszonen ist im Emmericher Stadtbereich
von der Aufstellung des Teilflachennutzungsplanes von den Hochspannungsfreileitungen
allenfalls der Abschnitt der 110-kV-Freileitung nordlich des Helenenbusches zwischen ‘s-
Heerenberger Stralle und Speelberger Stralle berthrt. Nordlich hiervon erstreckt sich in
einem Mindestabstand von 540 m die bestehende und zukinftig weiterhin auszuweisende
Konzentrationszone 1, innerhalb derer drei WEA verwirklicht wurden. Die zukunftige
Abgrenzung der Konzentrationszone bei Uberfiihrung in den Teilflachennutzungsplan
orientiert sich an den momentanen Rotoriberdeckungsflachen der beiden éstlichen WEA
und kann unter Bertcksichtigung des Schutzanspruches benachbarter
AulRenbereichswohnnutzungen nicht weiter in Richtung Hochspannungsleitung ausgedehnt
werden. Ein Heranriicken neuer WEA in dieser Konzentrationszone an die Freileitung wird
daher zukinftig nicht mdglich sein. Insofern wird die weiche Tabuzone von 80 m-
Sicherheitsabstand zu Freileitungen ohnehin bei weitem Uberschritten.

Die Frage der Bundelung der zukunftigen WEA in den zusatzlichen Konzentrationszonen mit
den bestehenden Anlagen im Stadtgebiet sowie den in den Niederlanden geplanten Anlagen
zu einer gemeinsamen Windfarm im Sinne der Nr. 1.6.1 der Liste UVP-pflichtiger Vorhaben
(Anlage 1 zum UVPG) ist sukzessive im Zuge der Genehmigungsplanungen zu beantworten.
Die UVP-Pflicht tritt mit der 20. Anlage innerhalb einer gemeinsamen Windfarm ein. Die
Prufungs- und Durchflihrungspflicht obliegt dem jeweiligen Antragsteller.
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1.9 Stellungnahme der Gemeinde Montferland, Schreiben vom 20.07.2016

Die Gemeinde Montferland erhebt Bedenken gegen die Darstellung der Konzentrationszone
2 wegen Nichtberucksichtigung des Schutzanspruches ihres Wohngebietes am alten
Grenzibergang sowie des Gewerbebereiches gemischter Nutzung am neuen
Grenzlibergang der B 220, in welchem als zuldssige Nutzungsart u.a. ein Hotel festgesetzt
ist.

Ferner wiinscht die Gemeinde Montferland, dass die konkrete Planung der zukiinftigen
Windkraftanlagen den Bewohnern von ‘s-Heerenberg erlautert wird.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Abgrenzung der Konzentrationszone 2 im FNP- Entwurf der ersten Offenlage lehnt sich
an die Darstellung der Potenzialflachen in Flachenkonzept an, wie sie nach Abzug der harten
und weichen Tabuzonen im betroffenen Bereich Ubrig geblieben sind. Im vorliegenden Fall
sind die Tabuflachen der 600 m-Pufferzone zu der Wohnsiedlungsflache in ‘s-Heerenberg,
der 450 m-Pufferzone zu Wohnnutzungen im Auf3enbereich, der Anbaubeschrankungszone
zur Bundesbautobahn sowie der Sondierungsflachendarstellung fur ein GIB im
Gebietsentwicklungsplan sowie im Entwurf des neuen Regionalplanes angehalten worden.
Letztere ergibt sich aus der Grenze des in 1991 und 1994 ermittelten tatsachlichen
Wassereinzugsgebietes zum Wasserwerk Helenenbusch und erstreckt sich als ein Streifen
bis zu 300 m Breite Ostlich des Grenziibergangs der B 220 langs der Bundesgrenze bis etwa
zum Frauenmaad. Dieser Abgrenzung folgend betragt der Abstand der bisher geplanten
Konzentrationszone 2 zur Bundesgrenze und dem sich daran anschlielenden
Gewerbebereich gemischter Nutzung der niederlandischen Nachbargemeinde nur ca. 120 m.

Die Gemeinde Montferland macht geltend, dass diese Planung die Schutzanspriiche ihres
dort per Bebauungsplan festgesetzten Gebietes gemischter gewerblicher Nutzungen mit der
Zulassigkeit eines Hotelstandortes sowie des weiter westlich gelegenen Wohngebietes um
die Stralle ,Slagboom® nicht berlcksichtige. Da dem betroffenen ,Mischgebiet” nachts ein
Larmpegelbereich von 45 dB(A) zuzumessen ist, war absehbar, dass die ndrdliche
Abgrenzung der Konzentrationszone 2 tatsachlich einen zu geringen Abstand aufweist und
zur Abwagung der vorliegenden Bedenken eine Verkleinerung der Konzentrationszone
erforderlich wird. Damit stellte sich zuerst die Frage, ob der Teilflachennutzungsplan bei
einer merklichen Flachenreduzierung seiner Vorrangbereiche in Hinblick auf die Forderung
der Schaffung substanziellen Raumes fir die Windkraft nicht auf eine Verhinderungsplanung
hinauslauft.

Es wurde eine entsprechende Anfrage an die Bezirksregierung gestellt, wie diese die
betreffende Problematik im Rahmen der Genehmigung des Teilflachennutzungsplanes
einschatzt. Deren Beantwortung lief darauf hinaus, die aus stadtebaulichen Erwagungen
festgelegten weichen Tabukriterien noch einmal auf den Prifstand zu stellen, da auch
fachrechtliche Empfehlungen nicht immer dazu fihren mussen, dass die Errichtung jeder
Windenergieanlage in einem von einem weichen Tabukriterium betroffenen Bereich véllig
ausgeschlossen ist. Insbesondere wurde empfohlen, die auf der Grundlage des
naturfachlichen Mallnahmenkonzeptes zum Vogelschutzgebiet ,Unterer Niederrhein®
festgesetzte weiche Tabuzone ,1.000 m-Abstand zum VGS Unterer Niederrhein® im Bereich
Vrasselt noch einmal auf die Méglichkeit der Zulassigkeit von Einzelfallen hin zu Gberprifen.

Zur Erlangung ausreichenden Abwagungsmaterials wurde entsprechend dieser Empfehlung
nach weiteren Anfragen an die Untere Landschaftsbehdérde und das Landesamt fur Natur,
Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) ein zusatzliches artenschutzrechtliches Gutachten
zur méglichen Ausweisung von Konzentrationszonen fur Windenergie innerhalb der
betroffenen Tabuzone in Auftrag gegeben. Dies auch vor dem Hintergrund, dass sich hier
bestehende Windkraftanlagenstandorte befinden, fir die sich nhach dem bisherigen TFNP-
Entwurf zuklnftig keine Repoweringmdglichkeiten ergeben. Das nunmehr vorliegende
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Gutachten prognostiziert im Fall der Einrichtung von Konzentrationszonen in einem Abstand
zwischen 300 m und 1000 m zum Vogelschutzgebiet negative Auswirkungen auf die
Bestande der wertgebenden Vogelarten des VGS ,Unterer Niederrhein“ und formuliert
erhebliche Bedenken im Sinne der Vogelschutzrichtlinie gegen eine solche Planungsabsicht.
Damit lassen sich innerhalb der betreffenden Tabuzone keine weiteren Eignungsflachen flr
Windenergie darstellen. Die Sichtung der tbrigen weichen Tabuzonen liefert ebenfalls keine
weiteren von der Flachengrofe her bendtigten Potenziale. Die Begrindung des
Teilflachennutzungsplanes und das Potenzialflachenkonzept werden um die Ergebnisse der
Tabuflachenuberprifung erganzt.

Zur Problematik des fehlenden Abstandes der Konzentrationszone 2 zum potenziellen
Hotelstandort und zum niederlandischen Wohngebiet wurde eine Schallprognose eingeholt.
Mit dieser sollte nachgewiesen werden, in welchem Mindestabstand zu den angeflihrten
Bereichen in den Niederlanden eine Windkraftanlage der von den Vorhabentragern
geplanten Gréle im Megawattbereich innerhalb der bisherigen Konzentrationszone 2
errichtet werden musse, um die zulassigen Larmimmissionen an den betroffenen
Immissionspunkten unter Bertcksichtigung der dortigen Vorbelastungen einzuhalten. Als
Ergebnis wird angegeben, dass im weitest moglichen Abstand von den Immissionsorten
innerhalb der Konzentrationszone eine solche Anlage unter Verwendung aller derzeitigen
technischen Mdglichkeiten der Schalldammung und unter Annahme etwaiger
Drosselungsmalinahmen wahrend der Nachtzeit angeordnet werden kénnte und dabei die in
Bezug auf die jeweiligen Vorbelastungen nur geringfligige Erhéhungen der Zusatzbelastung
um 0,1 dB(A) hervorrufen sollte. Der betreffende Abstand wird mit 444 m zwischen dem
Immissionspunkt im Gewerbebereich mit gemischten Nutzungen und der Rotorspitze
angegeben.

Diese Aussagen lassen eine Windkraftnutzung innerhalb der Konzentrationszone 2 in Bezug
auf die Schutzanspriiche der niederlandischen Bereiche schalltechnisch als machbar
erscheinen, wobei ein Anspruch auf Errichtung einer Anlage des der Berechnung zugrunde
gelegten fiktiven Typs nicht geltend gemacht werden kann und eine konkrete Schallprognose
im Rahmen der Vorhabenplanung vorzulegen ist. Die Berechnung dient jedoch als
Bestatigung einer veranderten Abgrenzung der Konzentrationszone 2 in einem Abstand von
450 m zum potenziellen Hotelstandort. Hierbei analog den gleichartigen Schutzanspriichen
und Larmrichtwerten der TA Larm fir Mischgebiete und AuRenbereichswohnnutzungen das
weiche Tabukriterium ,450 m-Abstand zu AuRenbereichswohnbebauungen® angesetzt.

Bezuglich der Anfrage nach der Erlauterung der konkreten Planungen gegenuiber der
Gemeinde Montferland und deren Bewohnern kdnnen auf der Ebene der
Teilflachennutzungsplanaufstellung seitens der Stadt Emmerich am Rhein keine Angaben
gemacht werden. Die Ausweisung von Konzentrationszonen zur raumlichen Steuerung der
Windkraft innerhalb des Stadtgebietes gibt nur Flachen vor, innerhalb deren zukinftig die
Errichtung von Windkraftanlagen planungsrechtlich zuldssig sein wird, wahrend sie
aulierhalb dieser Flachen ausgeschlossen sind. Eine konkrete Anlagenplanung liegt dieser
Bauleitplanung nicht zugrunde. Es ist darliber hinaus nicht vorgesehen, eine verbindliche
Bauleitplanung durch die Aufstellung von Bebauungsplanen vorzunehmen.

Die Darlegung der konkreten Vorhaben ist erst im Zusammenhang mit der Antragstellung der
Vorhabentrager im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens nach BImSchG maglich.
Genehmigungsbehdrde ist der Kreis Kleve. Nur fir den Fall einer UVP-Pflicht wirde ein
solches Verfahren in die Offentlichkeit getragen.

Es ist bekannt, dass seitens von Vorhabentragern Genehmigungsantrage fur mehrere WEA
in Vorbereitung sind, die mit Rechtskraft des Teilflachennutzungsplanes bei der
Genehmigungsbehorde eingereicht werden. Diese Unterlagen liegen der Stadt Emmerich am
Rhein im Verfahren der Teilflachennutzungsplanaufstellung nicht vor. Es ist zunachst davon
auszugehen, dass die Genehmigungsverfahren als vereinfachte Verfahren nach BImSchG

05 -16 1130/2017 Seite 14 von 16



abgewickelt werden. Hierin wird die Gemeinde Montferland als Behdrde beteiligt werden,
wahrend eine zwangslaufige Beteiligung der Offentlichkeit nicht vorgesehen ist. Betroffene
Anwohner kénnen jedoch einen schriftlichen Antrag auf Verfahrensbeteiligung stellen. Da
eine Bekanntgabe der jeweiligen Antragseingange nicht stattfinden muss, empfiehlt es sich
fur diesen Personenkreis, nach Inkrafttreten des Teilflachennutzungsplanes im Vorfeld einen
schriftlichen Antrag an den Kreis Kleve zu stellen mit der Bitte um Verfahrensbeteiligung bei
zukunftigen Genehmigungsantragen fur WEA innerhalb der betroffenen
Konzentrationszonen.

Zu 2) Beschluss zur erneuten Offenlage

Die zur Ausraumung der Bedenken der Nachbargemeinde Montferland erforderliche
Reduzierung der Konzentrationszone 2 nach Durchfuhrung der Offenlage macht die
Durchfiihrung einer erneuten Offenlage mit dem veranderten Entwurf des
Teilflachennutzungsplanes nach § 3 Abs. 2 BauGB notwendig. Da zur Entwurfsanderung
noch weitere Gutachten angefertigt wurden, deren Ergebnisse sich u.a. auch im
Potenzialflachenkonzept niederschlagen, und dartiber hinaus auch noch Anpassungen eher
redaktioneller Art entsprechend den Hinweisen der Bezirksregierung in der Begrindung und
im Flachenkonzept erfolgen missen, soll von der Mdglichkeit, nach § 4a Abs. 3 Satz 2
BauGB, dass bei einer erneuten Offenlage die Abgabe von Stellungnahmen nur auf die
veranderten oder erganzten Teile des Planentwurfes beschrankt werden, kein Gebrauch
gemacht werden.

Angesichts der erst seit Kurzem vorliegenden Gutachten soll ein kurzfristiger Beschluss zur
erneuten Offenlage in Hinblick auf die langere Sitzungspause wahrend der Sommerzeit
herbeigefuhrt werden, um dem Wunsch der Vorhabentréager nach einem zlgigen
Verfahrensabschluss nachzukommen und die Offenlage bereits in diesem Zeitraum
durchflihren zu kénnen. Bei den beigefiigten Unterlagen des Potenzialflachenkonzeptes und
der Begriindung handelt es sich angesichts der kurzen Vorbereitungszeit um Vorabzige, die
zur Durchflihrung der erneuten Offenlage ohne erneute Vorlage vor dem Ausschuss noch
geringfugig erganzt werden, ohne die Planungsabsichten inhaltlich zu verandern.

Auf das Beifligen der unveranderten bisherigen Gutachten zu dieser Vorlage als Bestandteil
der Begrindung wird aus Grinden der Arbeitsvereinfachung verzichtet.
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Malinahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die MalRinahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 3.1.

In Vertretung

Dr. Wachs

Erster Beigeordneter

Anlagen:

Anlage 1 zu
Anlage 2 zu
Anlage 3 zu
Anlage 4 zu
Anlage 5 zu
Anlage 6 zu
Anlage 7 zu
Anlage 8 zu
Anlage 9 zu

Vorlage 05- 16
Vorlage 05- 16
Vorlage 05- 16
Vorlage 05- 16
Vorlage 05- 16
Vorlage 05- 16
Vorlage 05- 16
Vorlage 05- 16
Vorlage 05- 16

05 - 16 1130/2017

1130 Stellungnahme Landesplanung

1130 Stellungnahmen Offenlage

1130 Stellungnahmen Behoerdenbeteiligung

1130 Schallprognose Konzentrationszone 2

1130 Artenschutzpruefung Abstandsflaeche zu VGS
1130 Reduzierung Konzentrationszone 2

1130 Uebersicht Konzentrationszonen Entwurf 2.0ffenlage

1130 Potenzialflaechenkonzept
1130 Entwurfsbegruendung Offenlage 2

Seite 16 von 16



	REF_voname
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

